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tun, und wie wichtig es ist, die einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats, namentlich Resolution 1540 
(2004) vom 28. April 2004, vollständig durchzuführen; 
 18. befürwortet alle Anstrengungen, die zur Sicherung des gesamten sensiblen nuklearen und ra-
diologischen Materials unternommen werden, unter anderem um Nuklearterrorismus zu verhindern, und 
fordert alle Staaten auf, als internationale Gemeinschaft zusammenzuarbeiten, um die nukleare Sicherung 
zu fördern, und dabei je nach Bedarf Hilfe zu beantragen und bereitzustellen, einschließlich auf dem Gebiet 
des Kapazitätsaufbaus; 
 19. ermutigt alle Staaten, die Empfehlungen in dem Bericht des Generalsekretärs über die Studie 
der Vereinten Nationen über Abrüstungs- und Nichtverbreitungserziehung187 umzusetzen und so zur Her-
beiführung einer Welt ohne Kernwaffen beizutragen und freiwillig Informationen über ihre diesbezüglichen 
Bemühungen weiterzugeben; 
 20. würdigt und unterstützt weiter die konstruktive Rolle der Zivilgesellschaft bei der Förderung 
der Nichtverbreitung von Kernwaffen und der nuklearen Abrüstung und legt allen Staaten nahe, in Zusam-
menarbeit mit der Zivilgesellschaft die Abrüstungs- und Nichtverbreitungserziehung zu fördern, die unter 
anderem zur Stärkung des öffentlichen Bewusstseins für die tragischen Folgen eines Einsatzes von Kern-
waffen beiträgt und die Dynamik der internationalen Maßnahmen zur Förderung der nuklearen Abrüstung 
und der Nichtverbreitung von Kernwaffen erhöht; 
 21. beschließt, den Unterpunkt „Geeintes Vorgehen zur völligen Beseitigung der Kernwaffen“ un-
ter dem Punkt „Allgemeine und vollständige Abrüstung“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer neun-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 68/52 

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 5. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/411, Ziff. 70)188. 

68/52. Probleme infolge der Anhäufung von Beständen überschüssiger konventioneller Munition 

 Die Generalversammlung, 

 im Hinblick darauf, zu dem im Rahmen der Reform der Vereinten Nationen eingeleiteten Prozess 
beizutragen, der der Organisation bei der Wahrung des Friedens und der Sicherheit zu größerer Wirksam-
keit verhelfen soll, indem ihr die Mittel und Werkzeuge an die Hand gegeben werden, die sie für die Kon-
fliktprävention, die friedliche Beilegung von Streitigkeiten, die Friedenssicherung, die Friedenskonsolidie-
rung in der Konfliktfolgezeit und den Wiederaufbau benötigt, 

 unterstreichend, wie wichtig ein umfassender und integrierter Abrüstungsansatz ist, der sich auf die 
Ausarbeitung konkreter Maßnahmen stützt, 

 begrüßend, dass die Vertragsstaaten nach dem Vertrag über den Waffenhandel189 gehalten sind, ein 
nationales Kontrollsystem zur Regelung der Ausfuhr relevanter Munition zu schaffen und zu unterhalten, 

______________ 
187 A/57/124. 
188 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, 
Australien, Belgien, Benin, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Dänemark, Deutschland, Ecuador, 
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grie-
chenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kamerun, Kroatien, Lesotho, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagas-
kar, Mali, Malta, Monaco, Montenegro, Niederlande, Norwegen, Österreich, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Polen, Portu-
gal, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, 
Suriname, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern. 
189 Siehe Resolution 67/234 B. Amtliche deutschsprachige Fassungen des Vertrags: dBGBl. 2013 II S. 1426; öBGBl. III 
Nr. 116/2014. 
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 Kenntnis nehmend von dem Bericht der Sachverständigengruppe über die Munitions- und Spreng-
stoffproblematik190, 

 unter Hinweis auf die Empfehlung in Ziffer 27 des Berichts der Offenen Arbeitsgruppe zur Aus-
handlung eines internationalen Rechtsinstruments zur Ermöglichung der rechtzeitigen und zuverlässigen 
Identifikation und Rückverfolgung illegaler Kleinwaffen und leichter Waffen durch die Staaten, wonach die 
Frage der Munition für Kleinwaffen und leichte Waffen als Teil eines im Rahmen der Vereinten Nationen 
durchgeführten gesonderten Prozesses umfassend behandelt werden soll191, 
 mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den Tätigkeiten und Maßnahmen auf regionaler und subre-
gionaler Ebene zur Frage der konventionellen Munition, 
 unter Hinweis auf ihren Beschluss 59/515 vom 3. Dezember 2004 und ihre Resolutionen 60/74 vom 
8. Dezember 2005 und 61/72 vom 6. Dezember 2006, ihre Resolution 63/61 vom 2. Dezember 2008, mit 
der sie den Bericht der Gruppe von Regierungssachverständigen begrüßte, die mit Resolution 61/72 einge-
setzt wurde, um weitere Schritte zur Verstärkung der Zusammenarbeit in der Frage der Bestände überschüs-
siger konventioneller Munition zu prüfen192, und ihre Resolution 64/51 vom 2. Dezember 2009, 
 Kenntnis nehmend von den Empfehlungen der Gruppe von Regierungssachverständigen und den 
Staaten nahelegend, gegebenenfalls auf freiwilliger Basis die ihnen zur Verfügung stehenden Internationa-
len technischen Leitlinien für Munition zu nutzen, sowie Kenntnis nehmend von den Empfehlungen der 
Gruppe zur Verbesserung des Managements von Wissensressourcen zu fachlichen Fragen im Bereich Muni-
tion innerhalb des Systems der Vereinten Nationen und außerdem in Anbetracht der anschließenden Ein-
richtung des Programms „SaferGuard“ für das Management von Wissensressourcen innerhalb des Sekreta-
riats193, 
 1. legt allen interessierten Staaten nahe, auf freiwilliger Grundlage und nach Maßgabe ihrer legi-
timen Sicherheitsbedürfnisse zu bewerten, ob Teile ihrer Bestände konventioneller Munition als überschüs-
sig betrachtet werden sollten, und erkennt an, dass die Sicherheit solcher Bestände in Betracht gezogen 
werden muss und dass angemessene Kontrollen hinsichtlich der Sicherheit und Sicherung der Bestände 
konventioneller Munition auf nationaler Ebene unverzichtbar sind, um die Explosions-, Verschmutzungs- 
oder Abzweigungsgefahr zu beseitigen; 
 2. appelliert an alle interessierten Staaten, Umfang und Art ihrer überschüssigen Bestände kon-
ventioneller Munition zu bestimmen und zu klären, ob sie ein Sicherheitsrisiko darstellen, auf welche Wei-
se sie gegebenenfalls vernichtet werden können und ob Hilfe von außen zur Beseitigung dieses Risikos 
erforderlich ist; 
 3. legt den Staaten, die dazu in der Lage sind, nahe, interessierte Staaten im bilateralen Rahmen 
oder über internationale oder regionale Organisationen auf freiwilliger und transparenter Grundlage bei der 
Ausarbeitung und Durchführung von Programmen zur Beseitigung überschüssiger Bestände oder zur Ver-
besserung ihrer Verwaltung zu unterstützen; 
 4. legt allen Mitgliedstaaten nahe, die Möglichkeit zu prüfen, im nationalen, regionalen oder sub-
regionalen Rahmen entsprechende Maßnahmen zur Bekämpfung des mit der Anhäufung solcher Bestände 
zusammenhängenden unerlaubten Handels auszuarbeiten und durchzuführen; 
 5. nimmt Kenntnis von den Antworten der Mitgliedstaaten auf das Ersuchen des Generalsekretärs 
um ihre Auffassungen über die aus der Anhäufung von Beständen überschüssiger konventioneller Munition 
entstehenden Risiken und über Möglichkeiten zur stärkeren Kontrolle konventioneller Munition auf natio-
naler Ebene194; 

______________ 
190 Siehe A/54/155. 
191 A/60/88 und Corr.2. 
192 A/63/182. 
193 Ebd., Ziff. 72 und 73. 
194 A/61/118 und Add.1 und A/62/166 und Add.1. 
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 6. legt den Staaten weiterhin nahe, die Empfehlungen im Bericht der Gruppe von Regierungs-
sachverständigen umzusetzen, die mit Resolution 61/72 eingesetzt wurde, um weitere Schritte zur Verstär-
kung der Zusammenarbeit in der Frage der Bestände überschüssiger konventioneller Munition zu prüfen192; 
 7. erinnert an die Fertigstellung der Internationalen technischen Leitlinien für Munition und die 
Einrichtung des Programms „SaferGuard“ für das Management von Wissensressourcen zur Verwaltung von 
Beständen konventioneller Munition, das vom Sekretariats-Büro für Abrüstungsfragen mit voller Mitwir-
kung des Dienstes für Antiminenprogramme der Sekretariats-Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze 
im Einklang mit den Empfehlungen im Bericht der Gruppe von Regierungssachverständigen entwickelt 
wurde; 
 8. begrüßt die Fertigstellung von Anwendungssoftware und Schulungsmaterialien, die die An-
wendung der technischen Leitlinien im Feld erleichtern; 
 9. befürwortet in dieser Hinsicht die sichere Verwaltung von Munitionsbeständen bei der Planung 
und Durchführung von Friedenssicherungseinsätzen195, namentlich durch die Schulung der Friedenssiche-
rungskräfte, unter Verwendung der technischen Leitlinien; 
 10. begrüßt die Einrichtung des Schnellreaktionsmechanismus „SaferGuard“, mit dem Munitions-
experten rasch entsandt werden können, um Staaten auf Antrag bei der dringenden Verwaltung von Muni-
tionsbeständen zu unterstützen, namentlich nach unbeabsichtigten Explosionen von Munition, und legt den 
Staaten, die dazu in der Lage sind, nahe, technischen Sachverstand oder finanzielle Unterstützung für den 
Mechanismus bereitzustellen; 
 11. ermutigt die Staaten, die ihre nationalen Kapazitäten im Bereich der Bestandsverwaltung ver-
bessern, die Zunahme überschüssiger Bestände konventioneller Munition verhindern und die allgemeine 
Frage der Risikominderung angehen möchten, sich an das Programm „SaferGuard“ sowie gegebenenfalls 
an potenzielle einzelstaatliche Geber und regionale Organisationen zu wenden, um eine Zusammenarbeit 
aufzubauen, die, soweit zweckmäßig, die Bereitstellung technischen Sachverstands umfasst; 
 12. bekräftigt ihren Beschluss, die Frage der Bestände überschüssiger konventioneller Munition 
umfassend zu behandeln; 
 13. beschließt, den Unterpunkt „Probleme infolge der Anhäufung von Beständen überschüssiger 
konventioneller Munition“ unter dem Punkt „Allgemeine und vollständige Abrüstung“ in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer siebzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 68/53 

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 5. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/411, Ziff. 70)196. 

68/53.  Verbot der Ablagerung radioaktiver Abfälle 

 Die Generalversammlung, 

 eingedenk der vom Ministerrat der Organisation der afrikanischen Einheit verabschiedeten Resolu-
tionen CM/Res.1153 (XLVIII) von 1988197 und CM/Res.1225 (L) von 1989198 über die Ablagerung von 
nuklearen Abfällen und Industrieabfällen in Afrika, 

 mit Genugtuung über die von der Generalkonferenz der Internationalen Atomenergie-Organisation 
am 21. September 1990 auf ihrer vierunddreißigsten ordentlichen Tagung verabschiedete Resolution 

______________ 
195 A/63/182, Ziff. 74. 
196 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von Nigeria (im Namen der Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der afrikanischen Staaten sind). 
197 Siehe A/43/398, Anlage I. 
198 Siehe A/44/603, Anlage I. 
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